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WIERNSHEIM. Das Dietzenbacher
Unternehmen Kiesling Maschinen-
technik hat mehrere Geschäftsberei-
che der Stuttgarter Firma C. F.
Scheer aus der Insolvenz übernom-
men. Scheer betrieb jahrzehntelang
in Wiernsheim eine Produktionsstät-
te für Spezialmaschinen. „Die Pro-
duktion am Standort Wiernsheim
geht weiter“, versicherte gestern
Marianne Fuchs, Geschäftsführerin
der Firma Kiesling im Gespräch mit
der PZ. „Wir wissen, was wir an die-
ser Betriebsstätte haben und was die
Mitarbeiter können“, betonte Fuchs.
In Glanzzeiten waren dort im Scheer-
Werk weit über 100 Mitarbeiter be-
schäftigt. „Ein wichtiger Arbeitge-
ber“, bemerkt Bürgermeister Karl-
heinz Oehler. Er freut sich, dass zu-
mindest 23 langjährige Scheer-Be-
schäftigte von Kiesling übernommen
wurden.

„Ein profitabler Standort“
Am Insolvenz-Schlamassel, in das

die Stuttgarter Firma C.F. Scheer ge-
raten war, habe der Betrieb in
Wiernsheim keinen Anteil. „Wir ha-
ben bis zuletzt profitabel gearbeitet“,
versicherte ein leitender Angestell-
ter. Einer der Hauptkunden war die
Firma Kiesling. Gute Qualität, lange
Lebensdauer und einen exzellenten
Ruf bescheinigt Geschäftsführerin

Fuchs wiederum den Scheer-Werk-
zeugen. In den vergangenen Jahren
hatte die Gemeinde Wiernsheim
mehrere große Arbeitgeber verlo-
ren, nachdem diese von ihren meist
mittelständischen Gründern an grö-
ßere Konzerne verkauft worden wa-
ren. In Wiernsheim werden künftig

neben der mechanischen Fertigung
und dem Service für Scheer-Elektro-
handwerkzeuge auch Bearbeitungs-
zentren namens „Perforex“ für Kies-
ling gefertigt. Diese Anlagen ermög-
lichen die mechanische Herstellung
von Schaltschränken für die Indus-
trie. Die Bearbeitungszentren wur-

den im Auftrag von Kiesling bei
Scheer in Wiernsheim gefertigt.
Durch die Übernahme weiterer
Scheer-Sparten könne Kiesling seine
Fertigungskompetenz erweitern
und habe noch Kapazitäten als Zulie-
ferer für regionale Maschinenbauer
frei, betonte Fuchs.

Aus Scheer wird Kiesling
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Maschinenbau-Produktion am Standort Wiernsheim gesichert – 23 Mitarbeiter übernommen

Neustart für die ehemaligen Beschäftigten der Firma Scheer in Wiernsheim unter dem Dach der Firma
Kiesling. Vorne Bürgermeister Karlheinz Oehler (links) mit Geschäftsführerin Marianne Fuchs und Firmen-
chef Kiesling. Foto: Ketterl

Warnstreik
bei Inovan
in Birkenfeld
In der festgefahrenen Tarifrunde
für die Beschäftigten der Schmuck-
und Edelmetallindustrie kommt
Brisanz: Gestern haben über 250
Mitarbeiter der Birkenfelder Firma
Inovan in einem Warnstreik für die
Übernahme des Abschlusses der
Metall- und Elektroindustrie
demonstriert. Dieser sieht neben
einer Einmalzahlung von 510 Euro
eine zweistufige Erhöhung des Ta-
riflohns um jeweils 2,1 Prozent vor.
Eine zentrale Forderung bei der
Kundgebung war eine verbindliche
Regelung der Altersteilzeit, die es
bislang in der Schmuckindustrie
noch nicht gibt. ne/Foto: Seibel

Die Traditionsmarke Opel steht vor
dem Abgrund: Die Sanierung des kri-
sengeschüttelten US-Mutterkon-
zerns General Motors (GM) wird har-
te Einschnitte auch bei der eigentlich
gut aufgestellten Tochter in Europa
erfordern. 26 000 Stellen will der ums
Überleben kämpfende US-Riese au-
ßerhalb der USA streichen. Auch
ganze Standorte stehen zur Disposi-
tion. Noch fahren Mitarbeiter und
Geschäftsführung auf dem alten
Kontinent durch den Nebel und spre-
chen sich Mut zu. Denn GM-Chef
Rick Wagoner schreckt bislang vor
klaren Aussagen zum Schicksal des
Autobauers Opel zurück.

Längst sind Stimmen zu verneh-
men, die nach 81 gemeinsamen Jah-

ren eine Trennung Opels von GM for-
dern. In einer gemeinsamen Erklä-
rung schlossen gestern auch der Prä-
sident von General Motors Europe,
Carl-Peter Forster, Opel- Chef Hans
Demant und der Gesamtbetriebs-
ratsvorsitzende Klaus Franz den
Einstieg neuer Partner nicht aus. Be-
teiligungen von Ländern sind dabei
ebenso denkbar wie fremdes Kapital
anderer Unternehmen, heißt es in
Unternehmenskreisen.

Deutlicher wird der hessische
Bundestagsabgeordnete Omid Nou-
ripour (Grüne): „General Motors
muss Opel endlich freigeben. Das
deutsche Unternehmen kann nur oh-
ne den maroden amerikanischen
Konzern gerettet werden.“ Eine He-
rauslösung aus dem Mutterkonzern

wäre kompliziert, aber machbar, sagt
Autoexperte Christoph Stürmer vom
Wirtschaftsforschungsinstitut Glo-
bal Insight Deutschland GmbH in
Frankfurt. Er hält sowohl einen Ein-
stieg der Länder nach dem VW- Mo-
dell als auch einen Zusammen-
schluss mit einem anderen Herstel-
ler der gleichen Größenordnung wie
beispielsweise Fiat oder Suzuki für
möglich. Auch die Übernahme durch
einen deutlich größeren Autobauer
sei eine Alternative: „Alleine ist Opel
nicht überlebensfähig, und selbst im
Verbund mit GME wäre das Unter-
nehmen ein relativ kleiner Spieler.“

Fass ohne Boden befürchtet
Aus Angst um Tausende Arbeits-

plätze mischt auch die Politik kräftig
mit – doch Staatshilfen sind umstrit-
ten. Manch ein Politiker und Ökonom
befürchtet ein Fass ohne Boden. Hin-
zu kommt die strittige Frage: Darf
der Staat eigentlich mit dem Geld der
Steuerzahler Unternehmen retten,
die ihre Produkte aus eigener Kraft
nicht verkaufen können? Bundesfi-
nanzminister Peer Steinbrück (SPD)
sieht eine öffentliche Beteiligung
skeptisch. Staatshilfen für die Kredit-
wirtschaft, die für die Gesamtwirt-
schaft relevant ist, seien nicht mit der
Situation einzelner Unternehmen

vergleichbar seien. Auch der Präsi-
dent des Rheinisch-Westfälischen
Instituts für Wirtschaftsforschung
(RWI) Christoph Schmidt warnt vor
Staatshilfen: „Ich halte Hilfen für ein-
zelne Branchen für eine ganz
schlechte Idee.“

In einem sind sich die Experten ei-
nig: Opel hat sich nicht selbstver-
schuldet in diese bedrohliche Misere
gebracht, die Rüsselsheimer haben
ihre Hausaufgaben gemacht. Sie bau-
en gute und attraktive Autos. Hinge-
gen ist die Mutter in Detroit in voller
Fahrt aufs Abstellgleis gefahren. Ei-
ne verfehlte Modellpolitik mit gro-
ßen Spritschluckern, die weltweite
Finanzkrise und Milliardenverluste
haben GM an den Rand der Insolvenz
gebracht.

Der US-Auto-Gigant will sich ret-
ten, indem er insgesamt 47 000 Stel-
len abbaut und damit jeden fünften
der weltweit 245 000 Beschäftigten
entlässt. Bei seiner Vorlage des Sa-
nierungsplans in den Konzerntür-
men in Detroit schockierte GM-Chef
Rick Wagoner am Dienstagabend
mit immer neuen Milliardenforde-
rungen. Am Ende summierten sie
sich auf rund 30 Milliarden Dollar an
US-Hilfen plus sechs Milliarden Dol-
lar, die auch aus Deutschland kom-
men sollen. 

Experten debattieren über Für und Wider von Staatshilfe für Autobauer

RÜSSELSHEIM/DETROIT.    
Die Bundesregierung schließt
eine Beteiligung an einer
Rettung von Opel nicht aus,
verlangt aber ein zukunfts-
fähiges Konzept des Auto-
bauers sowie des amerikani-
schen Mutterkonzerns GM.

Opel vor dem Abgrund
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Bangen um ihre berufliche Existenz: Opel-Mitarbeiter. Foto: dpa-Archiv

STUTTGART. Daimler-Betriebsrats-
chef Erich Klemm geht auf Konfron-
tationskurs zum Vorstand. Plänen
von Konzern-Chef Dieter Zetsche,
die zweite Stufe der Tariferhöhung
für die Daimler- Beschäftigten wegen
der Absatzkrise des Autobauers zu
verschieben, erteilte der Arbeitneh-
mervertreter gestern eine Absage.
„Das werden wir nicht machen, weil
Daimler nicht vor der Insolvenz
steht“, betonte Klemm nach einer
Protestkundgebung mit rund 3000
Teilnehmern gegen die Personalpoli-
tik des Konzerns. Gleichzeitig warf
der Betriebsratschef Zetsche Pläne
zum Personalabbau vor.

Der Tarifvertrag in der Metall-
branche sieht vor, dass die Firmen
bei wirtschaftlicher Schwierigkeit
die für Mai vorgesehene zweite Erhö-
hung von 2,1 Prozent um sieben Mo-
nate verschieben können. Der Be-
triebsrat jedes einzelnen Unterneh-
mens muss jedoch seine Zustim-
mung dazu erteilen. „Dazu gibt es
aber keinen zwingenden Grund“, er-
klärte Klemm. Daimler hatte am
Dienstag einen Gewinneinbruch für
2008 um mehr als zwei Drittel gemel-
det und ein massives Sparprogramm
für 2009 angekündigt. Baden-Würt-
tembergs IG-Metall-Bezirksleiter
Jörg Hofmann unterstützte Klemm:
Würde Daimler die Gehaltserhö-
hung verschieben, hätte das eine fa-
tale Signalwirkung für die gesamte
Branche. Bislang hätten erst wenige
Firmen im Land diese Möglichkeit
erörtert. dpa

Abfuhr für den
Daimler-Chef

STUTTGART. Die größte deutsche
Landesbank LBBW muss einen Ver-
lust von rund 2,1 Milliarden Euro ver-
kraften. Sie ist 2008 wegen der Fi-
nanzkrise tief in die roten Zahlen ge-
rutscht. Zu schaffen gemacht hätten
dem Geldhaus vor allem Bewer-
tungsverluste von Wertpapieren
und Kreditderivaten sowie Ausfälle
wegen des Zusammenbruchs der US-
Investmentbank Lehman Brothers,
teilte das Institut gestern in Stuttgart
mit. Außerdem kämpfe die Bank we-
gen der Wirtschaftskrise mit einem
Anstieg der Risikovorsorge. Die Eig-
ner – Land Baden-Württemberg,
Sparkassen und die Stadt Stuttgart –
diskutieren über eine Finanzspritze
von rund fünf Milliarden Euro für das
von der Krise schwer getroffene In-
stitut (die PZ hat berichtet). Mit der
Erhöhung der Risikovorsorge will
sich die LBBW gegen mögliche Kre-
ditausfälle wappnen. Denn wegen
der Wirtschaftskrise steigt die Ge-
fahr, dass Kreditnehmer ihren Ver-
pflichtungen nicht mehr nachkom-
men können. Die Risikovorsorge soll
Angaben aus Finanzkreisen zufolge
für 2008 auf rund eine halbe Milliarde
Euro fast verdreifacht worden sein.
2007 lag sie noch bei 186 Millionen
Euro. Ein Sprecher der Bank verwies
auf die Jahrespressekonferenz der
LBBW am 31. März. Im operativen
Geschäft hätten sich die Erträge „als
stark und stabil behauptet“, teilte die
LBBW mit.  dpa

www.lbbw.de@ 

Landesbank tief
in roten Zahlen

��������������������������������������������������

��������������������������������������������������

„Die Politik sollte
sich nicht anmaßen,

zu entscheiden,
welche Unternehmen

erhaltenswert sind
und welche nicht.“

Christoph Schmidt, Präsident des
Rheinisch-Westfälischen Instituts

für Wirtschaftsforschung (RWI)

Ein Video zum Streik unter
www.pz-news.de


